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P O S T U L A T von Johannes Zollinger (EVP, Wädenswil), Urs Lauffer (FDP, Zürich) und 

Karin Maeder-Zuberbühler (SP, Rüti) 
 
betreffend Besoldungsungleichheit des Personals in den privaten Kinder-, Jugend- 

und Sonderschulheimen mit staatlichem Auftrag im Rahmen der neuen 
Heimfinanzierung  

________________________________________________________________________ 
 
 
Der Regierungsrat wird gebeten, die Ungleichbehandlung des Personals in den stationären 
privaten Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe aufzuheben, indem Stufenanstiege und 
Beförderungen im Rahmen des Heimfinanzierungsmodells ermöglicht werden, analog zum 
Personal in den staatlichen Einrichtungen. 
 
 Johannes Zollinger 
 Urs Lauffer 
 Karin Maeder-Zuberbühler 
 
Begründung: 
 
Sowohl die Heime mit privater Trägerschaft als auch kantonale Heime erfüllen einen Kern-
auftrag des Staates. Sie betreuen Kinder und Jugendliche, die aus verschiedenen Gründen 
nicht bei ihren Eltern wohnen können. Es sind staatliche Stellen, die zum Schutz der Kinder 
und Jugendlichen eine Platzierung in einer stationären Institution angeordnet haben. Des-
halb befinden sich die Heime grundsätzlich nicht in einem «Markt», in dem Konkurrenz spie-
len soll und Gelder verdient werden sollen, sondern es hat z.B. soziale, pädagogische, recht-
liche Gründe für den Heimaufenthalt. So ist es nicht wünschenswert, dass Kinder oder Ju-
gendliche länger als nötig im Heim verbleiben, nur damit die Betriebsrechnung des Heimes 
gewinnbringend ist.  
 
Neues Finanzierungsmodell für die Heime. 
  
Seit dem 1. Januar 2007 gilt im Kanton Zürich für die Finanzierung der Heime ein neues Fi-
nanzierungsmodell. Basis für das Finanzmodell sind bisherige Personalkosten und nicht eine 
Planung des Bedarfs in der Kinder- und Jugendhilfe - ein grundlegender Mangel dieses Mo-
dells. 
 
Es gibt Gewinner und Verlierer mit diesem neuen System. Die Gewinner können dank dem 
neuen Modell einen Fonds äufnen, der Schwankungen in der Belegung der Heime aus-
gleicht. Die Äufnung dieses Fonds führte dazu, dass der Kanton im vergangenen Jahr insge-
samt höhere Beiträge an die Heime ausbezahlt hat. Ohne Einbezug der Heime und ohne ei-
gentliche Vernehmlassung wurde dieses neue Finanzierungsmodell in eine Verordnung ge-
fasst, die per 1. Januar 2008 in Kraft gesetzt wurde.  
 
Gegen das neue Finanzierungsmodell haben 17 Heime Rekurs eingelegt. Zurzeit finden 
Vergleichsverhandlungen statt und der Rekurs ist sistiert.  
 
Ein zentraler Kritikpunkt in diesem Finanzierungsmodell ist die Ungleichbehandlung des Per-
sonals in den privaten Heimen gegenüber den vom Staat geführten Betrieben (Mass-
nahmenzentrum Uitikon, Brüschhalde, Jugendsekretariate, Staatsschulen, etc.).  
Der Kanton macht den privaten Heimen (seit Jahrzehnten) Vorschriften, damit sie überhaupt 
eine Betriebsbewilligung erhalten:  
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- Der Stellenplan wird vom Kanton bewilligt.  
- Die Qualifikation des Personals ist vorgeschrieben, etc . 
- Obwohl der Kanton Anzahl und Ausbildung des Personals vorgibt, finanziert er seit 2007 

keine Beförderungen und Stufenanstiege mehr. Auch der Teuerungsausgleich ist nicht ei-
gentlich vorgesehen, wird allerdings zur Zeit gewährt . 

- Die Heime mit privater Trägerschaft sollen die für Beförderungen und Stufenanstiege nöti-
gen Gelder selber erwirtschaften. Bei den staatlichen Heimen, Jugendsekretariaten und 
Schulen wird diese Forderung nicht erhoben. Das ist Ungleichbehandlung. 

- Wenn nun aus der Not heraus die Beförderungen und Stufenanstiege aus dem Schwan-
kungsfonds bezahlt werden, wird damit dieser Fonds zweckentfremdet. Hat das Heim dann 
tatsächlich weniger Belegung, fehlt das Geld, das diese Situation überbrücken sollte.  

 
Eine Ungleichbehandlung besteht auch zwischen unterschiedlichen privaten Angeboten: Wie 
oben beschrieben erhalten private Heime Stufenanstieg und Beförderungen nicht ausgegli-
chen. Bei privaten Tagessonderschulen hingegen werden die Stufenanstiege und Beförde-
rungen angerechnet. 
 
Sowohl die Heime mit privater Trägerschaft als auch kantonale Heime sind für die Erfüllung 
ihres Auftrags auf gut qualifiziertes Personal angewiesen (rund 80% der Budgets sind Per-
sonalkosten).  
 
- Den privaten Heimen droht mit der geltenden Regelung, dass sie ihr qualifiziertes Personal 

an staatliche Einrichtungen verlieren werden, da dort ein grosszügigeres Lohnregime be-
steht.  

- So sind z.B. Heilpädagoginnen und Heilpädagogen in der Volkschule zurzeit sehr gesucht. 
Sie wandern von den Heim-Sonderschulen ab in die staatlichen Schulen, weil sie dort mehr 
verdienen.  

- Das gleiche gilt für die Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, die im Internatsbereich 
der Heime arbeiten.  

- Damit «bluten» die Heime aus: Ohne fachlich qualifiziertes Personal werden sie ihren Auf-
trag, gefährdete, schwierige, behinderte Kinder und Jugendliche zu betreuen, zu fördern 
und sie in die Familie, die Gesellschaft zu integrieren, nicht mehr erfüllen können. Es be-
steht die Gefahr, dass das Personal, sobald diese Ungleichbehandlung greift, aus den 
Heimen abwandert.  

 
Der Regierungsrat setzt mit dem geltenden Modell falsche Anreize. Die Heime und Schulen 
gehören zum Bildungswesen unseres Kantons. Sie sind keine KMU. Sie können auch nicht 
warten, bis ein neues Finanzierungsmodell erarbeitet ist. Die Gleichstellung des Personals 
muss sofort erfolgen. 
 
Begründung der Dringlichkeit: 
 
1. Die Ungleichbehandlung von Personal in stationären privaten Einrichtungen gegenüber 

denjenigen in vergleichbaren staatlichen Heimen oder privaten Tagessonderschulen ist 
nicht haltbar. Es muss schnell gehandelt werden, denn die Löhne für 2009 müssen im 
Dezember 2008 festgesetzt werden können.  

 
2. Der Systemfehler in der Heimfinanzierung muss schnell korrigiert werden, damit die 

Rechtsunsicherheit behoben wird.  
 


